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Vorschläge für einen vorausschauenden Umgang mit Hitze, Niedrig-
wasser und anderen Folgen des Klimawandels 

 

Die Folgen des Klimawandels treffen die Menschen weltweit und immer häufiger auch uns in 
Deutschland: Aktuell vor allem Hitze, Dürre, Waldbrände und Niedrigwasser - aber auch 
Starkregen, Hochwasser, Wasserknappheit oder Belastung durch UV-Strahlen. Auch die 
volkswirtschaftlichen Folgen sind unübersehbar. Europa erwärmt sich stärker als der Rest 
der Welt, Deutschland bereits um 2,5 Grad seit dem vorindustriellen Zeitalter. Die Dringlich-
keit wirksamer Maßnahmen in Deutschland, Europa und weltweit ist unübersehbar.  

Deshalb ist es von zentraler Bedeutung, Klimaschutz mit aller Kraft weiter voranzutreiben – 
international mit dem Ziel, die Erderwärmung auf 1,5 Grad zu begrenzen, europäisch mit der 
Umsetzung des Fit-for-55-Paketes und in Deutschland auf Basis des Klimaschutzgesetzes. 
Das Klimaschutzprogramm 2026 der Bundesregierung ist dafür eine entscheidende Grund-
lage und muss nun schnell und ambitioniert umgesetzt werden – mit dem Ziel der Klimaneut-
ralität 2045. Die Reduktion von Treibhausgasen ist die zentrale Stellschraube, um auf län-
gere Sicht die negativen Folgen des Klimawandels zu begrenzen.  

Zugleich brauchen wir schnelle und entschiedene Maßnahmen, um die bereits jetzt spürba-
ren Klimafolgen zu bewältigen. Der Bund hat daher die Anpassung an die Folgen des Klima-
wandels als eine zentrale Herausforderung aufgegriffen und bereits 2024 mit dem Klimaan-
passungsgesetz (KAnG) und der Deutschen Klimaanpassungsstrategie (DAS) einen strategi-
schen Rahmen für die flächendeckende Vorsorge vor Klimafolgen in Deutschland geschaf-
fen. Darauf können und müssen wir nun aufbauen. 

Bund, Länder und Kommunen müssen – im engen Austausch mit nicht-staatlichen Organisa-
tionen und der Zivilgesellschaft – agieren, um eine der größten Aufgaben der kommenden 
Jahre erfolgreich zu meistern. Um den bestehenden Rahmen für eine wirksame Klimaanpas-
sung weiter zu stärken, braucht es eine gesamtstaatliche Kraftanstrengung, die Prioritäten 
setzt, Ressourcen bündelt, Abstimmungen intensiviert und schnelles Handeln ermöglicht. 
Folgende Vorschläge sollten den Kern einer neuen Initiative für einen besseren und voraus-
schauenden Umgang mit Hitze, Niedrigwasser und anderen Folgen des Klimawandels bil-
den.   

 Die Gemeinschaftsaufgabe Klimaanpassung und Naturschutz einführen  
Wir treiben die Einführung einer neuen Gemeinschaftsaufgabe Klimaanpassung und 
Naturschutz voran - mit dem Ziel noch in dieser Legislaturperiode die entsprechende 
Grundgesetzänderung auf den Weg zu bringen. Sie ist Voraussetzung dafür, dass 
der Bund sich an der Finanzierung von Kommunal- bzw. Länderaufgaben beteiligen 
und somit langfristig, rechtssicher und flächendeckend bei Maßnahmen der Klimaan-
passung und des Naturschutzes mitwirken kann. Dies betrifft beispielsweise Maßnah-
men in den Bereichen Hitze- und Gesundheitsschutz (u.a. in sozialen Einrichtungen), 
Entsiegelung und Stadtgrün, klimaresiliente Wasserversorgung und Abwasserentsor-
gung sowie für eine bessere, ganzheitliche Förderung von Hochwasserschutz als 
Klimaanpassung. Auf diese Weise machen wir deutlich: Klimaanpassung ist eine der 
zentralen gesamtstaatlichen Gestaltungsaufgaben!  
 

 Ein Sofortprogramm Klimaanpassung und Hitzeschutz auf den Weg bringen 
Bis zur Einrichtung der im Koalitionsvertrag vereinbarten Gemeinschaftsaufgabe wol-
len wir in den nächsten drei Jahren die bestehenden Förderinstrumente des Bundes 
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in einem "Sofortprogramm Klimaanpassung und Hitzeschutz" bündeln, besser aufei-
nander abstimmen, ergänzen und mit den nötigen finanziellen Mitteln ausstatten. 
Maßnahmen, die dem Schutz der Gesundheit, der Klimaanpassung und der Resilienz 
dienen, sollen rasch starten können bzw. weiterlaufen. Neben den Maßnahmen des 
Aktionsprogramms Natürlicher Klimaschutz wollen wir mit diesem Sofortprogramm 
Kommunen, soziale Einrichtungen und Privatpersonen bei der Finanzierung von Pro-
jekten zur Anpassung an den Klimawandel unterstützen. Wir werden dabei darauf 
achten, dass wir insbesondere jene Menschen unterstützen, die aufgrund geringer 
Einkommen, gesundheitlicher Beeinträchtigungen oder sonstiger Einschränkungen 
selbst nur einen geringen Handlungsspielraum haben. Dabei bauen wir auf folgende 
Programme: 
 

o Mit dem Förderprogramm "Klimaanpassung in sozialen Einrichtungen" 
(Anpaso) unterstützt die Bundesregierung schon heute soziale Einrichtungen 
wie Pflegeheime, Kitas, Krankenhäuser und Einrichtungen für Menschen mit 
Behinderungen bei der Erstellung von Klimaanpassungskonzepten und der 
Umsetzung von Klimaanpassungsmaßnahmen. Das Sofortprogramm soll die 
Öffnung eines neuen Förderfensters und die Ausweitung von Instrumenten 
und Antragsberechtigten (befristet auf drei Jahre) noch im Jahresverlauf 2026 
umfassen. 

o Um auch größere Effizienzmaßnahmen an der Gebäudehülle vornehmen zu 
können, wollen wir – bei vorhandenen Mitteln etwa im SVIK - ein neues Pro-
gramm zur energetischen Sanierung von Gebäuden sozialer Dienstleis-
ter bereitstellen. Maßnahmen wie Fassadendämmung, Fenstertausch, 
Dachsanierung und Kühlung zahlen unmittelbar auf den Hitzeschutz ein und 
leisten somit einen Beitrag zur Gesundheit vulnerabler Personen in Einrichtun-
gen wie Reha-Kliniken, sowie Werkstätten oder Wohnangeboten für Men-
schen mit Behinderungen. Wir prüfen dabei auch, inwieweit Mittel aus dem 
Europäischen Klima-Sozialfonds (KSF) verwendet werden können.  

o Im Rahmen des Sofortprogramms wollen wir weitere Programme stärken: die 
Förderrichtlinie "Maßnahmen zur Anpassung an die Folgen des Klima-
wandels" (DAS-FRL), mit der die Bundesregierung Kommunen dabei unter-
stützt, Anpassungsprozesse anzugehen und kommunale Anpassungsmana-
gements mit Hilfe von Klimaanpassungsmanager*innen zu etablieren. Das 
Bundesprogramm „Anpassung urbaner und ländlicher Räume an den 
Klimawandel“ (AulR), das Hitzevorsorge und eine wassersensible Stadtent-
wicklung durch die Weiterentwicklung, den Ausbau und die Anpassung von 
Grün- und Freiräumen unterstützt.  

Hinzu kommt: Deutsche und europäische Unternehmen gehören zu den führenden 
Unternehmen in der Klimatechnik. Bei Fördermaßnahmen werden wir nach Möglich-
keit Maßgaben berücksichtigen, um europäische Produktion zu stärken und Klimaan-
passung und Industriepolitik zusammenzudenken.  

 

 Die sozialen Folgen des Klimawandels bewältigen  
Die Folgen des Klimawandels und die Kapazitäten zur Risikovorsorge sind sozial und 
regional ungleich verteilt. Im kleinen Dachgeschosszimmer spürt man die Hitze viel 
stärker als im Einfamilienhaus mit Garten. Klimafolgen werden außerdem zum Prob-
lem für unsere Wirtschaft, bspw. wenn Schifffahrtswege in Folge von Dürre nur noch 
beschränkt nutzbar sind und die Ernten in der Landwirtschaft geringer ausfallen oder 



Stand: 15.08.2026 

3 
 

weil Beschäftigte mit steigender Hitze zunehmend in ihrer Leistungsfähigkeit und Auf-
merksamkeit eingeschränkt werden. Unser Ziel ist es, für die Menschen und Unter-
nehmen in unserem Land wirksamen Schutz, eine klimaresiliente Umwelt und ver-
lässliche Infrastruktur zu sichern.  
 

o Initiative für einen nationalen Hitzeaktionsplan zum Schutz der Gesund-
heit. Die Kommunen kennen die spezifischen Anforderungen vor Ort sowie 
die Intensität der Hitzewellen am besten. Zur Unterstützung der Länder und 
Kommunen hat das Bundesumweltministerium bereits 2017 Handlungsemp-
fehlungen zur Erstellung von Hitzeaktionsplänen herausgegeben. Wir wollen 
gemeinsam mit den zuständigen Bundes- und Landesbehörden die Hand-
lungsempfehlungen zu einem nationalen Hitzeaktionsplan weiterentwickeln, 
der auf den bestehenden Länderaktionsplänen und den Erfahrungen der Län-
der und Kommunen aufsetzt.  

o Um Beschäftigte gegen Hitze zu schützen, setzen wir uns für einen moder-
nen Arbeitsschutz ein. Wir wollen das Programm „Arbeit: Sicher und Gesund“ 
auf eine sichere Grundlage stellen. Wir wollen zudem betriebliche Hitze-
schutzpläne als Teil der gesetzlich vorgeschriebenen Gefährdungsbeurteilung 
stärken und Arbeitgeber dabei unterstützen, präventive Maßnahmen der si-
cheren und gesunden Arbeitsgestaltung zu ergreifen - etwa über Informations-
veranstaltungen oder Praxishilfen. Im Fall von hitzebedingten Arbeitsausfällen 
sind tarifvertragliche Vereinbarungen für ein Ausfallgeld gute Lösungsansätze, 
um Verdienstausfälle zu kompensieren. Müssen aufgrund von Hitze Produkti-
onsprozesse infolge von Störungen der Lieferketten unterbrochen werden, 
kommt grundsätzlich konjunkturelles Kurzarbeitergeld in Betracht.  

o Schutz von Menschen mit Behinderungen in Katastrophenfällen. In Kata-
strophenfällen wie der Ahrtalflut sind Menschen mit Behinderungen besonde-
ren Risiken ausgesetzt. Wir werden daher bei der Reform des Behinderten-
gleichstellungsgesetz vorsehen, dass bei Gefahren für Leben und Gesund-
heit, der Allgemeinheit zur Verfügung gestellte Informationen auch in Deut-
scher Gebärdensprache und Leichter Sprache bereitgestellt werden müssen.  

o Mehr Klimaanpassung im Bauplanungsrecht. Wir wollen die Klimaanpas-
sung auch in der kommunalen Bauleitplanung stärken, indem wir den Grund-
satz der dreifachen Innenentwicklung in das BauGB aufnehmen und das Er-
fordernis einer klimaangepassten und wassersensiblen Stadtentwicklung be-
tonen. Der Festsetzungskatalog für Bebauungspläne soll u.a. mit Blick auf den 
Umgang mit Überflutungsrisiken ergänzt werden. Zur Umsetzung der Wieder-
herstellungsverordnung führen wir eine spezielle Satzungsermächtigung zur 
Sicherung und Entwicklung von Grünflächen und des Baumbestands ein. 

 
 Die natürliche Infrastruktur als Verbündete im Kampf gegen die Klimafolgen  

Moore, Wälder, Auen, Böden und Stadtbäume: Die Natur kann uns dabei helfen, 
Wasser in den Böden zu halten, Hochwasser abzumildern, die Wasserqualität zu ver-
bessern, Städte zu kühlen oder Böden vor Dürre zu schützen. So werden beispiels-
weise mit der Förderrichtlinie „Auenrenaturierung“ im „Aktionsprogramm Natürlicher 
Klimaschutz“ wichtige Wasserspeicher geschaffen, die eine Antwort auf die aktuellen 
Niedrigwasser sein können. Das Aktionsprogramm Natürlicher Klimaschutz (ANK) 
treiben wir mit Hochdruck weiter voran und entwickeln es weiter.  
 
Mit dem Gesetz zur Stärkung der natürlichen Infrastruktur werden wir die Grundlagen 
dafür schaffen, dass wichtige Flächen für Naturschutz ertüchtigt und besser vernetzt 
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werden. Auf diese Weise stärken wir gezielt den natürlichen Klimaschutz und machen 
die Natur resilienter gegen die Folgen des Klimawandels. Es geht zum Beispiel da-
rum, durch die Renaturierung von Flüssen und Mooren Niederschlagswasser so 
lange in der Landschaft zu halten, dass es versickern und so das Grundwasser wie-
der auffüllen kann. Nur wenn uns das gelingt, können Verbraucherinnen und Ver-
braucher, Landwirtschaft und Industrie gleichermaßen darauf vertrauen, dass unver-
zichtbares Wasser in ausreichender Menge vorhanden und bezahlbar bleibt.  
 

 Internationale Partnerschaften stärken 
Für den Schutz des Klimas und für die Anpassung an die Folgen des Klimawandels 
ist Deutschland auf internationale Partnerschaften angewiesen. Der Klimawandel ist 
ein globales Problem, das die Weltgemeinschaft gemeinsam lösen muss – daran ar-
beitet die deutsche Entwicklungszusammenarbeit. Unsere internationale Klima- und 
Biodiversitätspolitik sichert Lebensgrundlagen, sozioökonomische Zukunftsperspekti-
ven in Partnerregionen, sorgt für belastbare Lieferketten, trägt zur Konfliktprävention, 
Stabilisierung und Resilienz bei und trägt damit unmittelbar zur Sicherheit Deutsch-
lands und Europas bei.  

Deutsche Entwicklungspolitik unterstützt durch die Förderung nachhaltiger, moderner 
und grüner Energieformen die globale Energiewende und fördert den langfristigen Er-
halt von Lebensgrundlagen in klimaresilienten Gesellschaften. Sie arbeitet mit Men-
schen und Ländern im Globalen Süden daran, sich auf Klimarisiken einzustellen und 
mit möglichen Klimaschäden umzugehen - zum Beispiel durch die Einrichtung von 
Frühwarnsystemen in besonders vulnerablen Ländern und durch den Globalen 
Schutzschirm gegen Klimarisiken. Diese entwicklungspolitischen Schwerpunkte gilt 
es weiter zu stärken. Wir wollen, dass von Deutschland und Europa – gerade auch im 
aktuell angespannten geopolitischen und geoökonomischen Umfeld - klare und kon-
struktive Impulse für vorausschauenden Klimaschutz und Klimaanpassung weltweit 
ausgehen.  
 


